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Pflegeversicherung vor der Zäsur
Perspektiven und Optionen für eine gemeinwohlorientierte Reform

Die Pflegeversicherung verliert zunehmend 
ihre Schutzfunktion, die mit ihrer Einführung 
1995 versprochen und entwickelt worden ist. 
Pflegebedürftigkeit ist erneut zu einem exis-
tenziellen Armutsrisiko geworden. Aktuelle 
Regelungen und Leistungen der Pflegeversiche-
rung reichen nicht aus, um die hohen Kosten zu 
decken, die im Pflegefall entstehen. Insbesonde-
re bei dauerhafter stationärer Versorgung steigt 
das Risiko, dass vorhandene Vermögenswerte 
verbraucht und sozialhilferechtliche Leistungen 
in Anspruch genommen werden müssen. Die 
Eigenleistungen in der Langzeitpflege werden 
im laufenden Jahr für viele Bewohner*innen 
mehr als 3.000 Euro im Monat betragen. Davon 
betroffen sind nicht nur Einzelpersonen, sondern 
zunehmend auch deren Ehepartner und das 
kommunale Sicherungssystem als Auffangnetz.

Die Erosion des Solidarsystems gefährdet 
mittelfristig die gesellschaftliche Akzeptanz und 
Legitimität der Pflegeversicherung. Das Ver-
sprechen, im Alter vor Armut und sozialer Not 
geschützt zu sein, droht zur Worthülse zu werden.

Die politisch-administrative Reaktion auf 
diese Herausforderungen war in den vergange-
nen Jahren überwiegend durch Ankündigungen 
von Reformen geprägt. Typisch waren auch 
Einzelleistungsanpassungen, punktuelle Quali
fikationsinitiativen und Kostendeckelungen, 
ohne dabei die strukturellen Grundprobleme 
in den Blick zu nehmen. Sowohl die Leistungs
fähigkeit des Gesamtsystems, Fragen der Gene
rationengerechtigkeit oder der Verteilungsge-
rechtigkeit der Leistungen im System bleiben 
nicht angemessen beantwortet und schränken 
zunehmend die Inanspruchnahme pflegerischer 
Versorgungsangebote ein.

Innovationen – etwa in der Entwicklung 
gemeinwesenorientierter Versorgungsmodelle, 
sektorenübergreifender Kooperationen oder in 
der Integration neuer Wohnformen – wurden 
meist in Modellprojekten erprobt, aber selten 
bundesweit umgesetzt. Die Folge ist ein unüber-
sichtlicher Flickenteppich, in dem Pflegebedürf-
tige und Angehörige häufig mit inkompatiblen 
Zuständigkeiten, komplizierter Finanzierung 
und Versorgungslücken konfrontiert sind.

Die Idee eines durch Marktmechanismen 
regulierten »Pflegemarkts«, in dem sich Ange
bot und Nachfrage ausbalancieren und mit 
Wahlmöglichkeiten für die Versicherten, hat 
sich als Illusion herausgestellt. Spätestens seit 
der Corona-Pandemie zeigt sich, dass Pflege ein 
elementares öffentliches Gut ist, das sich nicht  
nach Wettbewerbs- oder Effizienzkriterien 
allein organisieren lässt.

Die soziale Pflegeversicherung, vor Jahr-
zehnten als zentrale sozialpolitische Errun-
genschaft gefeiert, weist tiefe Risse auf. Der 
demografische Wandel, das Auseinander-
fallen traditioneller Familienstrukturen 
und strukturelle Lücken innerhalb der 
Versorgungslandschaft haben das System 
an seine Grenzen gebracht. Die Langzeit-
pflege ist ohne einen umfassenden Para-
digmenwechsel nicht zukunftsfähig.

Die Koalitionsvereinbarung der CDU/CSU-
SPD-Regierung sieht eine Reform der 

Pflegeversicherung vor, die über eine Bund-
Länder-Kommission bereits im Herbst 2025 
erste Ziele konkretisieren soll. Wenngleich der 
Reformbedarf hier wesentlich über Finanzie-
rungslücken im System motiviert ist, muss die 
Zäsur dringend den gesellschaftlichen Wandel 
und das Allgemeinwohl in den Blick nehmen. 
Der demografische Wandel und dessen finanzi-
elle Anforderungen an die Pflegeversicherung 
dürfen und können nur Ausgangspunkt der 
Überlegungen sein, die gesellschaftlichen Folgen 
für die pflegerische Versorgung und das Allge-
meinwohl einer solidarisch gedachten Gesell-
schaft dürfen nicht unberücksichtigt bleiben.

Der seit Jahren prognostizierte demogra-
fische Wandel schreitet voran, im Jahr 2040 
werden 9,2 Prozent der Bevölkerung über 80 
Jahre alt sein. Hinzu kommt eine Zunahme an 
Multimorbidität, komplexen Krankheits- und 
Pflegeverläufen sowie psychosozialen Belas-
tungslagen. Familiale Pflegepotenziale sinken 
parallel zur Singularisierung der Lebensstile 
(mehr Singlehaushalte, Patchwork- und Regen-
bogenfamilien, erhöhte Erwerbsarbeit von Frau-
en, Fernbeziehungen). Das tradierte Bild der 
»pflegenden Ehefrau« entspricht immer weniger 
der gesellschaftlichen Realität. Prognosen zeigen 
einen starken Anstieg allein lebender Pflegebe-
dürftiger und längere Verweildauern – sowohl 
im häuslichen Umfeld als auch in Heimen.

Den steigenden Versorgungsbedarfen steht  
ein stagnierendes oder zum Teil sogar rückläu-
figes Angebot von Pflegefachkräften entgegen, 
bedingt durch wirtschaftliche Engpässe, an-
spruchsvollere Arbeitsbedingungen und man-
gelnde Attraktivität des Berufsfeldes. Gleichzeitig 
werden ambulante und stationäre Angebote –  
oft aus Rentabilitätsgründen – abgebaut. Die 
Folge ist eine bedrohliche Versorgungslücke, 
gerade in strukturschwachen oder ländlichen 
Regionen. Die Sicherung einer bedarfsgerechten, 
würdevollen und zugleich sozial gerechten Pflege 
ist längst nicht mehr selbstverständlich.

»Mehr als verdoppelt«

Die Zahl der Menschen, die 
auf Pflege angewiesen sind, 

hat sich in Deutschland 
»binnen zehn Jahren mehr 

als verdoppelt«, meldete das 
Statistische Bundesamt am 

15. Mai. Laut seiner Bilanz wa­
ren im Dezember 2023 hierzu­
lande 5,7 Millionen Menschen 
als pflegebedürftig registriert, 

zehn Jahre zuvor waren es 
noch 2,6 Millionen. »Die starke 

Zunahme der Pflegebedürfti­
gen« zeigt nach Darstellung 
der Bundesstatistiker*innen, 

»dass sich hier neben der 
Alterung der Gesellschaft 

starke Effekte durch die Ein­
führung des weiter gefassten 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs 

zum 1. Januar 2017 auswirken. 
Seither werden Menschen 

eher als pflegebedürftig 
eingestuft als zuvor«. Eine 

»Pflegevorausberechnung« 
der deutschen Statistik­

behörde besagt, dass die Zahl 
der Pflegebedürftigen weiter 

erheblich steigen werde, 2055 
könnten etwa 7,6 Millionen 

Menschen anspruchsberech­
tigt sein für Leistungen aus 

der Pflegeversicherung. 2023 
wurden die meisten Bedürf­

tigen (86 % beziehungsweise 
4,9 Mio. Menschen) zu Hause 

gepflegt, in zwei Drittel der 
Fälle sorgten überwiegend 
Angehörige für die Betreu­

ung. »1,1 Mio. Pflegebedürf­
tige (19 %) wurden zu Hause 
mithilfe oder vollständig von 

ambulanten Pflege- oder 
Betreuungsdiensten versorgt«, 

schreibt das Statistische 
Bundesamt. »Rund 0,8 Mio. 

Pflegebedürftige (14 %)  
wurden vollstationär in  
Pflegeheimen betreut.«

Bodo de Vries (Bielefeld), 
Sozialwissenschaftler 

und stellv. Vorsitzender 
der Geschäftsführung des 
ev. Johanneswerkes, trägt 

Verantwortung auch für 
37 Pflegeheime
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»Soziales neu gestalten«

Das Wort SONG wird auch als 
Abkürzung genutzt, sie steht 
für »Soziales neu gestalten«. 
So nennt sich ein bundeswei­
tes Netzwerk von Akteuren 
der Sozialwirtschaft, darunter 
das Kuratorium Deutsche 
Altershilfe, die Bank für 
Sozialwirtschaft, die Bremer 
Heimstiftung, die evangeli­
sche Heimstiftung und das 
evangelische Johanneswerk. 
Dessen stellvertretender 
Geschäftsführer Bodo de 
Vries ist auch Vorstandsvor­
sitzender von SONG. Auf der 
Homepage www.netzwerk-
song.de stehen interessante 
Publikationen und Stellung­
nahmen, beispielsweise 
das Impulspapier »Ohne 
Solidaritäten geht es nicht!«, 
das eine »Neuausrichtung 
der Gesundheitspolitik in der 
Alten- und Behindertenhilfe« 
fordert. Oder die Dokumen­
tation »Vielfalt leben«, die 
»Anregungen und Praxisbei­
spiele für das Älterwerden 
und Teilhaben im Quartier« 
beschreibt. Lesenswert ist 
auch die 2023 erschienene 
Publikation »Was passiert, 
wenn nichts passiert?« mit 
zehn Thesen zur Zukunft der 
Altenpflege in Deutschland. 
Das Impulspapier beschreibt 
auf über 20 Seiten »dringen­
de Herausforderungen und 
ungenutzte Potenziale im 
deutschen Pflegesystem«.

Das Zeitfenster, um einen 
gemeinwohlorientierten, 

nachhaltigen Pflegereform­
kurs einzuschlagen, schließt 

sich rapide – es droht ein 
akutes Systemversagen.

→ Eine zukunftsfähige und gemeinwohlorien-
tierte Pflegepolitik muss mehrere Kernelemente 
adressieren:
•	 Integrierte Struktur- und Finanzreform 
angesichts einer doppelten Dynamik: Einerseits 
steigt die Zahl und Komplexität der Pflegebe-
darfe (Babyboomer*innen erreichen das hohe 
Alter), andererseits werden Ressourcen – sowohl 
finanzielle als auch personelle – knapper. Struk-
tur- und Finanzierungsreformen müssen daher 
konsequent parallel gedacht werden.
•	 Entwicklungsimpulse für die Sozialraumge-
staltung, zum Beispiel durch quartiersbezogenes 
Versorgungsmanagement, lokale Case-Manage-
ment-Modelle und die Stärkung niedrigschwel-
liger Hilfeformen.
•	 Finanzierungsmodelle, die Planbarkeit und  
Transparenz schaffen (z.B. »Sockel-Spitze-Tausch«, 
flexible Pflegebudgets, Beteiligung der Pflege-
versicherung an neuen Wohnformen).
•	 Steuerung und Kooperation zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen 
mit klaren Kompetenzen 
für kommunale Akteure.

Die Individualisierung 
der Lebensverhältnisse 
verlangt nach differenzier-
ten, auf unterschiedliche 
Lebenslagen zugeschnitte-
nen Pflegeangeboten:
•	 Ausbau dezentraler 
Wohn-, Betreuungs- und Pflegeangebote zur 
Prävention von institutioneller Isolation (z.B. für 
alleinlebende Hochaltrige, pflegende Lebens
gemeinschaften und neue Familienformen).
•	 Aufbau quartiersnaher Unterstützungsnetz
werke und Förderung gemeinschaftlicher 
Wohnformen.
•	 Sektorenübergreifende Lösungskonzepte für 
jüngere, sozial und psychisch besonders belas-
tete Langzeitbewohner*innen, die im aktuellen 
System häufig durch die Raster fallen.
•	 Qualifikations- und Kompetenzentwicklung 
auf allen Ebenen der Versorgung, insbesondere 
im Hinblick auf kulturelle Diversität, digitale 
Assistenzsysteme und Komplexitätsmanagement.

Pflegebedürftigkeit muss umfassend und 
zuverlässig abgesichert werden:
•	 Sicherung eines solidarischen Finanzierungs-
systems, das Zielgenauigkeit und Nachhaltigkeit 
verbindet. Denkbar sind dynamische Pflegesätze, 
eine moderate Erhöhung beitragsfinanzierter 
Elemente, Bürgerversicherungsmodelle oder 
ergänzende Steuerfinanzierung.
•	 Gewährleistung eines Mindestmaßes an 
finanzieller Eigenbeteiligung (»Sockel«) bei vol-
ler Absicherung hoher Pflegekosten (»Spitze«) 
durch die Versicherung.
•	 Stärkere Anrechnung und finanzielle Aner-
kennung von informeller, familiärer und nach-
barschaftlicher Pflege (etwa durch Entlastungs-

budgets, Pflegezeitmodelle oder Rentenpunkte).
Die Rolle der Kommunen sollte weiterent-

wickelt werden, von der bloßen Absicherung 
hin zu einer aktiven, gestaltenden Funktion. 
Notwendig sind:
•	 Schaffung umfassender Planungs-, Steuerungs- 
und Finanzierungskompetenzen für Kommunen.
•	 Förderung von lokalen Netzwerken aus 
Zivilgesellschaft, Wohlfahrtsverbänden, Pflege
diensten, Wohnungswirtschaft und Politik.
•	 Digitale und analoge Infrastrukturentwick-
lung, um auch im ländlichen Raum Teilhabe 
an modernen Pflegeformen und präventiver 
Versorgungssteuerung zu ermöglichen.

Es braucht einen koordinierten Masterplan 
mit klaren Zielmarken und Verantwortlichkei-
ten, wie ihn etwa die Initiativen »Pro-Pflege-
reform«, der Deutsche Evangelische Verband 
für Altenarbeit und Pflege sowie das Netzwerk 
SONG e.V. (→ Randbemerkung) bereits fordern. 
Überlegungen und Maßnahmen müssen heute 

über die laufende Legisla-
turperiode hinaus gedacht 
und entwickelt werden.

Pflege bleibt eine 
gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe. Politische Rah-
menbedingungen müssen 
freiwilliges Engagement 
und familiäre Hilfe stär-
ken. Dazu gehören: Poli-

tische Förderung von Nachbarschaftsinitiativen, 
Ehrenamtsstrukturen und intergenerationalen 
Projekten. Verlässliche rechtliche und finanzielle 
Absicherung für pflegende Angehörige (Lohn-
ersatzleistungen, flexible Arbeitszeitmodelle, 
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf).

Die Zeit für kleinteilige Systemkorrekturen 
ist vorbei, die Herausforderungen werden sich 
nicht mit kosmetischen Reparaturen lösen 
lassen. Das Zeitfenster, um einen gemeinwohl-
orientierten, nachhaltigen Pflegereformkurs 
einzuschlagen, schließt sich rapide – es droht 
ein akutes Systemversagen.

Reformziele müssen sein: Versorgungssi-
cherheit, soziale Gerechtigkeit, Intergeneratio-
nalität und Transparenz. Der Pflegebedürftige 
der Zukunft ist nicht mehr automatisch auf die 
Versorgung durch Familie angewiesen; genauso 
wenig darf Pflege zu einer behördlich adminis-
trierten Mangelverwaltung werden. Es geht um 
individuelle Autonomie, gesellschaftliche Teil-
habe und generationenübergreifende Solidarität.

Eine professionelle Pflegepolitik im Sinne 
des Gemeinwohls verknüpft die Ansätze sozialer 
Innovation, ökonomischer Nachhaltigkeit und 
institutioneller Kooperation. Dazu ist eine prag- 
matische, sektorenübergreifende Zusammen
arbeit von Politik, Wissenschaft, Trägern, Berufs- 
verbänden – und nicht zuletzt der Zivilgesell-
schaft – unabdingbar. �  


